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Abréviations

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
EFD Eidgenössisches Finanzdepartement
VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und

Sport
AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
BFS Bundesamt für Statistik
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
BFE Bundesamt für Energie
UREK-SR Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des Ständerates
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
EDÖB Eidgenössischer Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragter
BIP Bruttoinlandsprodukt
EZV Eidgenössische Zollverwaltung
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
BIF Bahninfrastrukturfonds
ESTV Eidgenössische Steuerverwaltung
EnG Energiegesetz
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
OR Obligationenrecht
SKS Stiftung für Konsumentenschutz
MERCOSUR Gemeinsamer Markt des Südens
ParlG Parlamentsgesetz
RFA Regulierungsfolgenabschätzung
HEV Hauseigentümerverband Schweiz (Deutschschweiz & Tessin)
Pronovo Akkreditierte Zertifizierungsstelle für die Erfassung von

Herkunftsnachweisen und die Abwicklung der Förderprogramme für
erneuerbare Energien des Bundes.

ADG Bundesgesetz über das nationale System zur Abfrage von Adressen
natürlicher Personen (Adressdienstgesetz)

NAD Nationaler Adressdienst
UEG UEG

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
DFF Département fédéral des finances
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
AVS Assurance-vieillesse et survivants
OFS Office fédéral de la statistique
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
OFEN Office fédéral de l'énergie
CEATE-CE Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de

l'énergie du Conseil des Etats
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
DFI Département fédéral de l'intérieur
PFPDT Préposé fédéral à la protection des données et à la transparence
PIB Produit intérieur brut
AFD Administration fédérale des douanes
PME petites et moyennes entreprises
FIF Fonds d'infrastructure ferroviaire
AFC Administration fédérale des contributions
LEne Loi sur l'énergie
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
CO Code des obligations
SKS Stiftung für Konsumentenschutz (Fédération des consommateurs en

Suisse alémanique)
MERCOSUR Marché commun du Sud
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LParl Loi sur le Parlement
AIR Analyse d’impact de la réglementation
APF Association des propriétaires fonciers (Suisse alémanique & Tessin)
Pronovo Organisme de certification accrédité pour la saisie de garanties d'origine

(GO) et le traitement des programmes d'encouragement de la
Confédération concernant les énergies renouvelables.

LSAdr Loi fédérale sur le système national de consultation des adresses des
personnes physiques (loi sur le service national des adresses)

SNA Service national des adresses
LACRE LACRE
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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Droit de cité

Bei Anhörungen im Herbst 2021 stellte die SPK-NR fest, dass die 2017 von der
Stimmbevölkerung angenommene Einbürgerungsregelung für Ausländerinnen und
Ausländer der dritten Generation ihr Ziel nicht erreicht habe, nämlich die
Einbürgerung für jene Personen wirklich zu erleichtern. Verschiedene Hürden
erschwerten den Zugang zum erleichterten Verfahren, weshalb die Kommission im
Januar 2022 mit 14 zu 10 Stimmen bei einer Enthaltung eine parlamentarische Initiative
beschloss, um den Zugang zu erleichtern und unnötige administrative Hürden zu
beseitigen. Ihre Schwesterkommission lehnte die parlamentarische Initiative im Mai
2022 jedoch mit 5 zu 4 Stimmen ab. Vier Jahre nach Inkrafttreten sei es zu früh für eine
Revision, argumentierte sie. Ausserdem müsste mehr über die Gründe bekannt sein,
weshalb Ausländerinnen und Ausländer der dritten Generation auf ein
Einbürgerungsgesuch verzichten, merkte die SPK-SR weiter an. 1

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 05.05.2022
KARIN FRICK

Auch nachdem sich ihre Schwesterkommission dagegen ausgesprochen hatte, wollte
die SPK-NR im Oktober 2022 mehrheitlich an ihrer parlamentarischen Initiative «Für
eine wirklich erleichterte Einbürgerung der dritten Generation» festhalten. Dass die
Bedingungen zu restriktiv und die Verwaltungshürden zu hoch seien, zeige sich darin,
dass seit deren Einführung relativ wenige Angehörige der dritten Ausländergeneration
von der erleichterten Einbürgerung Gebrauch gemacht hätten. Insbesondere der
verlangte Ausbildungsnachweis und die Alterslimite von 25 Jahren müssten diskutiert
werden; ein gesetzgeberisches Tätigwerden der Kommission sei daher gerechtfertigt.
Eine Minderheit vertrat indes die Ansicht, dass die Einbürgerungskriterien nicht
gelockert werden sollten, und lehnte die Initiative ab. Das geringe Interesse belege
nicht, dass die Hürden zu hoch seien; es gebe auch «ein Recht, sich nicht einbürgern
zu lassen», argumentierte Minderheitsvertreterin Barbara Steinemann (svp, ZH). Der
Nationalrat folgte in der Wintersession 2022 mit 117 zu 73 Stimmen bei 4 Enthaltungen
dem Antrag der Kommissionsmehrheit und gab der Initiative Folge. Dagegen stimmten
neben der geschlossenen SVP-Fraktion die Mehrheit der Mitte-Fraktion und zwei FDP-
Vertreter. 2

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 06.12.2022
KARIN FRICK

Im Gegensatz zu ihrer Schwesterkommission erkannte die SPK-SR im Januar 2023
mehrheitlich immer noch keine Notwendigkeit, die gesetzlichen Rahmenbedingungen
für die Einbürgerung von Personen der dritten Generation anzupassen. Die
entsprechende Änderung des Bürgerrechtsgesetzes sei erst 2018 in Kraft getreten,
weshalb noch keine verlässlichen Erfahrungswerte vorlägen und es für eine erneute
Änderung noch zu früh sei. Mit 8 zu 4 Stimmen beantragte sie ihrem Rat daher, der
parlamentarischen Initiative ihrer Schwesterkommission keine Folge zu geben.
Berichterstatter Marco Chiesa (svp, TI) wies im Ständeratsplenum auch auf eine zur
Erfüllung des Postulats 22.3397 in Auftrag gegebene Studie hin, deren Ergebnisse
abgewartet werden sollten. Eine Minderheit Mazzone (gp, GE) beantragte Folgegeben,
unterlag im Ständerat aber deutlich. Mit 28 zu 9 Stimmen bei 2 Enthaltungen erledigte
die Kantonskammer die parlamentarische Initiative in der Frühjahrssession 2023. 3

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 08.03.2023
KARIN FRICK
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Protection des données et statistique

Im August 2019 gab der Bundesrat eine Vorlage zum Aufbau eines nationalen
Adressdienstes in die Vernehmlassung. Gemäss dem vorgeschlagenen
Adressdienstgesetz (ADG) soll das BFS einen nationalen Adressdienst bereitstellen,
damit Gemeinden, Kantone, die Bundesverwaltung und zugriffsberechtigte Dritte –
beispielsweise Krankenkassen – auf die aktuellen und ehemaligen Wohnadressen der
Schweizer Einwohnerinnen und Einwohner zugreifen können. Bereits 2014 war die
Regierung in einem Postulatsbericht zum Schluss gekommen, dass eine solche zentrale
Adressdatenbank für die öffentliche Hand grossen Nutzen brächte. Zur Erfüllung vieler
Verwaltungsaufgaben sei es nötig, Kenntnis vom Wohnsitz einer Person zu haben – sei
es, um die Person schriftlich zu kontaktieren oder überhaupt festzustellen, welche
regionale Behörde für ein bestimmtes Verfahren zuständig ist. Heute seien die
Behörden, die keinen Zugriff auf die Einwohnerregister haben, unter Umständen dazu
gezwungen, aufwändige Recherchen bei anderen Gemeinden und Kantonen
anzustellen, um an die Wohnadresse einer Person zu gelangen. Gegebenenfalls müssten
sie sogar das Rechercheangebot privater Dienstleister – etwa der Post oder local.ch – in
Anspruch nehmen, führte der Bundesrat im erläuternden Bericht aus. Könne eine
Person «mit vernünftigem Aufwand nicht mehr aufgefunden werden», drohten bei
Zahlungsausständen dadurch Abschreibungen, die eigentlich vermeidbar wären. Vom
nationalen Adressdienst erhoffte sich der Bundesrat die Vereinfachung administrativer
Prozesse und die effizientere Erledigung öffentlicher Aufgaben. Das Gesetz soll
insbesondere die Nutzungsbedingungen der Datenbank regeln, deren Abfrage über die
AHV-Nummer vorgesehen ist. Jede registrierte Person soll zudem die Möglichkeit
haben nachzuvollziehen, wer wann ihre Adressdaten abgefragt hat. Sara Stalder von der
Stiftung für Konsumentenschutz äusserte gegenüber der Presse Bedenken bezüglich
Datenschutz und Datensicherheit bei der zentralen Datenbank. Gleichzeitig sah sie im
Vorhaben allerdings auch eine Chance, die Datenherausgabe und den
Verwendungszweck genau zu regeln, was von den Gemeinden bisher sehr
unterschiedlich gehandhabt werde. Seitens des EDÖB wurde der Vorlage die
Konformität mit dem Datenschutz bestätigt. 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 14.08.2019
KARIN FRICK

In der Vernehmlassung wurde das Vorhaben des Bundesrates, einen nationalen
Adressdienst (NAD) zu schaffen, mehrheitlich befürwortet. Von den 55 eingegangenen
Vernehmlassungsantworten äusserten sich 35 positiv zum Vorentwurf, darunter 21
Kantone sowie die BDP, die SP und die SVP. Zehn Teilnehmende positionierten sich
nicht eindeutig oder zogen ein gemischtes Fazit, wobei nicht der Nutzen des Dienstes,
sondern dessen konkrete Ausgestaltung in Frage gestellt wurde. Zu dieser Gruppe
zählten die Kantone Appenzell Ausserrhoden und Graubünden, die CVP, der Gemeinde-
und der Städteverband sowie der Gewerbeverband. Überwiegend ablehnend äusserten
sich ebenfalls zehn Teilnehmende, darunter die Kantone Tessin und Waadt sowie die
FDP. Während einige Organisationen die Notwendigkeit des neuen Registers in Frage
stellten und Datenschutzbedenken äusserten (SKS, HEV, Privatim, Centre Patronal),
forderte auf der anderen Seite der Verband der Einwohnerdienste die Schaffung eines
zentralen Einwohnerregisters, das alle Daten der Einwohnerregister umfasst und nicht
nur die Wohnadressen.
Die Stellungnahmen hätten insgesamt bestätigt, dass der geplante nationale
Adressdienst einem Bedürfnis entspreche, gab der Bundesrat im Dezember 2020 per
Medienmitteilung bekannt. Mit dem NAD sollen Schweizer Behörden die Wohnadresse
der Einwohnerinnen und Einwohner auch über Kantonsgrenzen hinweg suchen und
bestehende Adressdaten aktualisieren können. Das geplante Adressdienstgesetz (ADG)
enthält die gesetzliche Grundlage für einen solchen Dienst und soll unter anderem den
Inhalt, die Zugriffsmöglichkeiten und den Datenschutz regeln.
Die Vernehmlassungsergebnisse veranlassten den Bundesrat dazu, das Vorhaben
weiterzuverfolgen, aber zuvor noch einige aufgeworfene Fragen zu klären. Er kündigte
an, die Datenschutzbestimmungen und die Regelung der Datenhoheit zu präzisieren
sowie die Abfragemöglichkeiten und die Rolle der Kantone und Gemeinden noch
vertieft zu prüfen. Überdies wolle er bereits vor der Inbetriebnahme des NAD geklärt
haben, ob und mit welchen zusätzlichen Datenquellen von Bund, Kantonen oder
Gemeinden die Aktualität der bereitgestellten Daten verbessert werden könnte. Die
Regierung beauftragte das EDI, die notwendigen Abklärungen zu treffen und
anschliessend eine Botschaft auszuarbeiten. 5

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 11.12.2020
KARIN FRICK
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Mit dem neuen Bundesgesetz über das nationale System zur Abfrage von Adressen
natürlicher Personen (Adressdienstgesetz; ADG) will der Bundesrat einen nationalen
Adressdienst (NAD) einführen. Er verabschiedete im Mai 2023 die entsprechende
Botschaft zuhanden des Parlaments. Nachdem in der Vernehmlassung viele Fragen
aufgeworfen worden waren, hatte der Bundesrat das EDI ausgewählte Anliegen prüfen
lassen, was zu einigen Änderungen gegenüber dem Vorentwurf geführt hatte. So passte
die Regierung etwa die Bestimmungen über die Datenlieferung, die
Abfragemöglichkeiten oder die Finanzierung des Dienstes an.
Der dem Parlament unterbreitete Entwurf sah vor, dass das BFS für den NAD die
Adressen aus den kommunalen und kantonalen Einwohnerregistern verwendet, die es
von den zuständigen Behörden vierteljährlich erhält. Ergänzt werden sollen diese Daten
mit tagesaktuellen Mutationsmeldungen. Dem BFS soll auch die Vergabe der
Zugriffsberechtigungen und die Kontrolle über die Einhaltung der
Nutzungsbedingungen obliegen. Nutzerinnen und Nutzer sollen die Daten nur zur
Erfüllung ihres gesetzlich definierten Auftrags verwenden dürfen. Zur Finanzierung
erklärte der Bundesrat, dass der Aufbau des NAD ein Projekt der Digitalen Verwaltung
Schweiz sei und durch diese finanziert werde. Die längerfristigen Betriebskosten des
Dienstes sollen durch eine Nutzungsgebühr gedeckt werden, wobei die Nutzung für die
Einwohnerdienste, die die Adressdaten aus den Einwohnerregistern zur Verfügung
stellen, gebührenfrei sein soll. Die Regierung plante, den NAD 2025 in Betrieb zu
nehmen. Neben geringerem Aufwand beim Datenmanagement für die
Verwaltungsstellen erhoffte sie sich vom neuen Dienst auch bessere Datenqualität,
einheitlichere Verwaltungspraxis und bessere Transparenz bei der Datenverwendung
durch die Behörden. 6

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 10.05.2023
KARIN FRICK

In der Wintersession 2023 befasste sich der Ständerat als Erstrat mit dem
Adressdienstgesetz, an dem die vorberatende SPK-SR eine einzige Änderung
beantragte. Der Bundesrat hatte vorgesehen, dass die Gemeinden keine
Nutzungsgebühr für den Adressdienst entrichten müssen, weil sie die
Einwohnerregister führen, auf deren Daten der Adressdienst basiert. Die Kommission
merkte an, dass in einigen Kantonen die Einwohnerregister von kantonalen Ämtern
verwaltet würden, was gemäss dem Entwurf des Bundesrates zur Folge hätte, dass diese
kantonalen Ämter eine Gebühr entrichten müssten, um die Daten abzufragen, die sie
selber einspeisen. Um das auszuschliessen, sollten nicht explizit die Gemeinden
sondern allgemeiner die Einwohnerdienste der öffentlichen Körperschaften von der
Gebührenpflicht befreit werden. Bundesrätin Viola Amherd verzichtete auf einen
anderslautenden Antrag, wies aber darauf hin, dass die erweiterte Gebührenbefreiung
dazu führe, dass von den anderen Nutzerinnen und Nutzer wohl eine höhere Gebühr
verlangt werden müsse. Der Ständerat hiess die Änderung stillschweigend gut und
verabschiedete den Entwurf mit 40 zu 4 Stimmen an den Zweitrat. 7

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 18.12.2023
KARIN FRICK

Institutions et droits populaires

Politique gouvernmentale

Er könne nicht nachvollziehen, weshalb man in Parallelität zu einem bereits wirkenden
ersten gleich auch noch einen zweiten Apparat initiieren wolle, der sich zum gleichen
Thema an die Arbeit mache, sagte Bundesrat Johann Schneider-Ammann im Rahmen
der nationalrätlichen Debatte zur Motion Martullo-Blocher (svp, GR). Die Verwaltung
komme nicht mehr «aus dem Berichteschreiben heraus» und sei bereits daran, das
Postulat Caroni (fdp, AR) umzusetzen, das einen Rapport über eine mögliche
Regulierungsbremse fordert. Die Reduktion der Bürokratie stehe beim Bundesrat ganz
zuoberst auf der Agenda, aber man solle doch jetzt zuerst einmal diesen Bericht
abwarten, bevor entschieden werde, ob weitere politische Arbeit nötig sei.  
Konkret forderte die Motion Martullo-Blocher, der «Regulierungsflut» mit dem Prinzip
von «one in, two out» zu begegnen, also für jeden neuen Bundeserlass bisherige
Erlasse mit doppelt so hohen Regulierungsfolgekosten aufzuheben. Mit ihrem ersten
Vorstoss als Nationalrätin appellierte die Vertreterin des Kantons Graubünden an die
bürgerlichen Kräfte, die sich explizit für Deregulierung einsetzen würden. Einem Teil
dieser bürgerlichen Kräfte – die grosse Mehrheit der CVP- und der BDP- und eine
knappe Mehrheit der FDP-Fraktion stimmten gegen den Vorstoss – schienen die
Bedenken des Wirtschaftsministers allerdings näher zu liegen. Insgesamt wurde die
Motion mit 107 zu 81 Stimmen (bei einer Enthaltung) abgelehnt. 8

MOTION
DATE: 28.02.2018
MARC BÜHLMANN
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Auch 2019 trafen sich die Spitzen der vier Regierungsparteien, um im Rahmen der von-
Wattenwyl-Gespräche mit dem Bundespräsidenten und einer Delegation des
Bundesrats über wichtige anstehende Geschäfte zu diskutieren. Die Regierung nutzt
diese vier mal pro Jahr im von-Wattenwyl-Haus in Bern stattfindenden Gespräche, um
über zentrale Anliegen zu informieren und mit den Parteien über mögliche
Lösungsansätze zu verhandeln. 

Mitte Februar, kurz vor der Frühjahrssession, diskutierten Guy Parmelin, Ignazio Cassis,
der aktuelle Bundespräsident Ueli Maurer sowie Bundeskanzler Walter Thurnherr mit
den Parteien über die Europapolitik und die wirtschaftliche Entwicklung.
Aussenminister Ignazio Cassis informierte über den Stand des institutionellen
Rahmenabkommens mit der EU und über das Vorgehen beim UNO-Migrationspakt.
Diskutiert wurde weiter über die Auswirkungen des Brexit auf die Schweiz. Neo-
Wirtschaftsminister Guy Parmelin orientierte über die Konjunkturlage und über die
geplanten Gespräche über ein Freihandelsabkommen mit den USA. Im Weiteren
kritisierten die Parteien, dass der Bundesrat mit seiner Weigerung, eine unabhängige
Behörde einzusetzen, die Regulierungsfolgenabschätzungen bei neuen Gesetzen
vornehmen soll, verschiedene Motionen nicht vollständig umsetze.

Um über die Beschaffung der neuen Kampfflugzeuge zu diskutieren, nahm die neue
Vorsteherin des VBS, Viola Amherd, erstmals als Bundesrätin an den von-Wattenwyl-
Gesprächen teil. Sie führte aus, dass der Kauf der Flugzeuge, nicht aber des ebenfalls zu
beschaffenden Systems für eine bodengestützte Luftverteidigung als
referendumsfähiger Planungsbeschluss vorgelegt werden soll. Neben Amherd, dem
Bundespräsidenten und dem Bundeskanzler war auch Simonetta Sommaruga bei den
Gesprächen zugegen. Die Neo-Energieministerin informierte über die Entwicklungen in
der Klimapolitik, da das Parlament in der anstehenden Sommersession auch über das
CO2-Gesetz debattieren wird. Finanzminister Ueli Maurer berichtete zudem über den
Stand der Bundesfinanzen. Man habe ein finanzpolitisches Ausnahmejahrzehnt hinter
sich. Die Parteien wünschten schliesslich auch eine Information zur aktuellen
Europapolitik. 

Das Europadossier war dann auch wieder Gegenstand der Klausur im Vorfeld der
Herbstsession Ende August, bei der der Bundesrat in corpore teilnahm. Ignazio Cassis
informierte über die innenpolitische Diskussion, die zu den noch offenen Punkten im
Rahmenabkommen angestossen worden sei. Guy Parmelin sprach zu den
Freihandelsverhandlungen mit den Mercosur-Staaten. Diskutiert wurde zudem über die
Probleme mit sogenanntem «Soft Law». Schliesslich legten die einzelnen
Departementsvorsteherinnen und -vorsteher ihre strategischen Ziele im Rahmen der
Legislaturplanung 2019–2023 dar. Die Parteien betonten dabei die Bedeutung der
Digitalisierung. 

Mitte November – also nach den eidgenössischen Wahlen und vor der ersten Session
der 51. Legislatur – diskutierten die Beteiligten Politikspitzen über die prognostizierte
konjunkturelle Abschwächung. Im Rahmen der Diskussionen rund um die Europapolitik
kam erneut der Brexit und die so genannte «Mind the gap»-Strategie zur Sprache: Die
Schweiz hat sich früh mit Hilfe von bilateralen Abkommen mit Grossbritannien auf
mögliche Szenarien vorbereitet. Debattiert wurde zudem auch der Fall «Pilatus» bzw.
der Entscheid des EDA, dass die Unterstützung der Regime von Saudi-Arabien und den
Vereinigten Arabischen Emiraten durch die Pilatus Werke einzustellen sei. 9

AUTRE
DATE: 31.12.2019
MARC BÜHLMANN

Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) reichte im März 2018 eine Motion ein, die sie mit
dem exakt gleichen Wortlaut und der gleichen Begründung schon zwei Jahre zuvor
eingereicht hatte, die aber im Februar 2018 vom Nationalrat abgelehnt worden war. Mit
ihrer Idee von «One in, two out» forderte die SVP-Nationalrätin erneut, dass der
Bundesrat für jeden neu in Kraft tretenden Bundeserlass bisherige Gesetze mit doppelt
so hohen Regulierungsfolgekosten ausser Kraft setzen müsse. 
Der Bundesrat lehnte den Antrag mit der gleichen Begründung wie zwei Jahre zuvor ab.
Er sei daran, einen Bericht in Erfüllung des Postulats Caroni (fdp, AR; Po. 15.3421) zu
verfassen, der die Einführung einer Regulierungsbremse prüfe. 
Besagter Bericht lag bei der Beratung der Motion im Nationalrat in der Frühjahrssession
2020 vor. In diesem Bericht bestätige der Bundesrat, dass es funktionierende Modelle
gebe, mit denen die Regulierung gebremst werden könne – so Martullo-Blochers
Argumentation bei der Debatte. Bundesrat Guy Parmelin versicherte, dass
Deregulierung der Regierung ein wichtiges Anliegen sei. Er sei daran, aufgrund zweier
Motionen (Mo. 16.3388 und Mo. 16.3360) eine Gesetzesänderung aufzugleisen, die bald

MOTION
DATE: 03.03.2020
MARC BÜHLMANN
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in die Vernehmlassung gelangen werde. Darüber hinaus würde der Bundesrat seit
Anfang Jahr bei jedem neuen Erlass eine Einschätzung auf die Reglementierungskosten
abgeben. Die von der Regierung geplanten spezifischen Massnahmen seien
zielführender als eine rigide Regel, wie sie von der Motion Martullo-Blocher vorgesehen
werde. Eine grosse, 135 Stimmen starke Mehrheit des Nationalrats folgte dem Antrag
des Bundesrats und lehnte die Motion ab. Für die Vorlage sprachen sich 48 SVP- und 3
FDP-Parlamentsmitglieder aus (1 Enthaltung). 10

Armée

Organisation militaire

Jean-Luc Addor (udc, VS) a déposé un postulat afin que le Conseil fédéral examine et
propose des mesures pour réduire la charge administrative – jugée «excessive» par le
conseiller national – pesant sur les cadres de milice de l'armée. Les cadres aux
échelons compagnie et bataillon ne peuvent se focaliser sur la conduite de leur unité
ou corps de troupe, car les exigences bureaucratiques – comme par exemple
l'archivage, collecte des données personnelles, etc. – prennent le dessus. Ainsi, leur
mission primaire est davantage assumée par des militaires de carrière. 
Le Conseil fédéral propose de rejeter le postulat. Le Système d'information du
personnel de l'armée (PISA), le logiciel Mil-Office, et la numérisation du livret de service
et des processus administratifs associés et d'autres outils encore à l'étude facilitent
l'exécution des tâches administratives des cadres. Un rapport n'est pas nécessaire, car
avec la numérisation des processus administratifs, il estime déjà répondre à la
demande du parlementaire.
Lors du passage au Conseil national, le postulat a été adopté de justesse, avec 94 voix
contre 93 et 1 abstention. Les quelques voix du groupe de l'Union démocratique du
centre, du groupe libéral-radical et du groupe du centre ralliées à celles du groupe
socialiste et du groupe des vert-e-s n'ont pas été suffisantes pour que la demande soit
rejetée. 11

POSTULAT
DATE: 08.06.2021
DIANE PORCELLANA

Le rapport faisant suite au postulat Addor (udc, VS) qui vise à réduire la charge
administrative pesant sur les cadres de milice de l'armée a été publié par le Conseil
fédéral. L'enquête sur laquelle se base le rapport a recueilli 650 réponses de
commandant.e.s de l'armée suisse afin de tirer des conclusions sur leur charge de
travail administratif. Il a été précisé que ces résultats ne peuvent pas être comparés
avec d'autres études. De plus, en raison d'un manque d'études sur le sujet, il est
impossible de définir si, ces dernières années, la charge de travail est en augmentation
ou en diminution.
Plusieurs réflexions autour de l'organisation militaire suisse sont placées sous la
lumière des projecteurs dans ce rapport. Ainsi, la gestion du personnel, la logistique,
l’infrastructure et la collaboration avec l’échelon supérieur représentent une charge de
travail importante. Alors qu'il a été estimé que les systèmes d'annonce et de contrôle
devaient être simplifiés dans le cadre de la gestion du personnel, la logistique de
l'armée représente le point le plus sensible de la charge de travail bureaucratique. En
effet, la préparation des cours de répétition, les commandes de matériel ou encore le
manque de matériel représentent une charge de travail significative pour les
commandant.e.s. Le rapport reconnait la nécessité d'agir sur ces points mais souligne
qu'une action rapide semble difficile. Cependant, la gestion moderne de l'armée par la
numérisation est en cours. Une partie des besoins nommés par les commandant.e.s
devraient trouver une réponse dans la «Vision Armée – L’Armée suisse en 2030». Le
rapport l'affirme: «la numérisation des tâches administratives, l’efficacité des
processus administratifs, un espace pour des innovations et de nouvelles idées ainsi
qu’une gestion efficace des connaissances» sont les quatre facteurs pour réduire les
tâches administratives.En résumé, le rapport indique que chaque étape vers la
numérisation de l'Administration militaire suisse représente une diminution de la
charge de travail des cadres, bien que ces modifications ne visent pas directement sa
modération. 12
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Rückblick auf die 51. Legislatur: Wirtschaftspolitik

Autorinnen und Autoren: Marco Ackermann, Guillaume Zumofen und Anja Heidelberger

Stand: 17.08.2023

Die Schweizer Wirtschaft wurde in der 51. Legislatur von verschiedenen Krisen
durchgeschüttelt. Während man sich zu Beginn der Legislatur noch vor der
schwächelnden Weltwirtschaft fürchtete, stand kurz darauf die Covid-19-Pandemie und
die daraus folgenden Probleme für die Wirtschaft, insbesondere für
Veranstaltungsbetriebe, das Gastgewerbe und den Tourismus, im Zentrum. Mit einer
Ausweitung der Kurzarbeitsentschädigungen für Angestellte und neu auch für
Selbständigerwerbende, mit Überbrückungskrediten in der Höhe von CHF 40 Mrd., bei
denen der Bund die Solidarhaftung übernahm, mit Massnahmen zur Vermeidung oder
Aussetzung von Betreibungen und Konkursen, mit Härtefallhilfen sowie mit einmaligen
Hilfezahlungen für bestimmte, besonders betroffene Sektoren versuchte der Bund die
Auswirkungen der Pandemie auf die Schweizer Wirtschaft möglichst gering zu halten.
Dennoch litt die Wirtschaft stark unter der Pandemie, im Jahr 2020 sank das BIP um 2.4
Prozent – zwischenzeitlich war es gar um 8.2 Prozent geradezu abgestürzt. Zwar erholte
sich die Wirtschaft insgesamt in der Folge relativ rasch – 2021 lag das BIP-Wachstum
bereits wieder bei 4.2 Prozent –, einzelne Bereiche blieben aber weiterhin stark von
der Pandemie betroffen und mussten vom Bund weiterhin mit Härtefallhilfen
unterstützt werden. Die letzten Einschränkungen für die Unternehmen fielen erst
Anfang April 2022, als der Bundesrat zur normalen Lage gemäss Epidemiengesetz
zurückkehrte (siehe auch Legislaturrückblick zur Gesundheitspolitik). 

Die Covid-19-Krise wurde aus wirtschaftlicher Sicht aber sogleich von einer «Krise der
Lebenskosten» abgelöst: Nach Ausbruch des Ukraine-Kriegs stiegen die Energiepreise
und in der Folge auch die übrigen Preise vergleichsweise stark an, im August 2022 lag
die Inflation gegenüber dem Vorjahresmonat bei 3.5 Prozent, dem höchsten Wert seit
1993 – aber noch immer deutlich niedriger als in den meisten anderen Ländern
Europas. Sowohl die Covid-19-Pandemie als auch der Ukraine-Krieg zeigten
verschiedene wirtschaftliche Versorgungsprobleme auf und verdeutlichten die
wirtschaftliche Abhängigkeit der Schweiz vom Ausland, was folglich immer häufiger
Thema im Parlament wurde. 

Über die Krisen hinaus stand insbesondere die Revision des OR bezüglich des
Aktienrechts im Zentrum der parlamentarischen Diskussionen – über kein Geschäft
wurde in diesem Themenbereich ausgiebiger gesprochen. Dieses bestand aus vier
Teilen: aus Regelungen zur Stärkung der Aktionärsrechte in Umsetzung der
Abzockerinitiative, aus einer wenig verbindlichen Frauenquote in den
Unternehmensführungen, aus Vereinfachungen und Erleichterungen für
Aktiengesellschaften sowie aus einer Stärkung der Transparenz im Rohstoffsektor.
Letzteres wurde in einem eigenen Entwurf als indirekter Gegenvorschlag zur
Konzernverantwortungsinitiative behandelt. Wie die Initiative beinhaltete auch der
Gegenvorschlag neue Pflichten zur Berichterstattung und Sorgfaltsprüfung, beim
Gegenvorschlag sollten diese jedoch international abgestimmt werden und keine
Haftungsregeln z.B. für Tochtergesellschaften beinhalten. Nachdem die
Konzernverantwortungsinitiative im November 2020 am Ständemehr gescheitert war,
trat der Gegenvorschlag im Januar 2022 in Kraft. 

Am selben Tag wurde auch die Initiative «Für ein Verbot der Finanzierung von
Kriegsmaterialproduzenten» abgelehnt. In ihrer Initiative hatten die Urheberinnen und
Urheber ein Finanzierungsverbot für sämtliche Waffen vorgesehen, bislang besteht
lediglich ein solches für Atomwaffen. Banken, Pensionskassen oder auch die AHV hätten
demnach nicht mehr in Fonds von Unternehmen investieren dürfen, die mehr als 5
Prozent ihres Jahresumsatzes mit Waffen erzielen.

Ausgiebig diskutiert wurde im Parlament schliesslich auch ein weiterer Gegenvorschlag,
nämlich derjenige zur Fair-Preis-Initiative. Durch kartellrechtliche Vorschriften, etwa
durch Einschränkungen für relativ marktmächtige Unternehmen oder durch ein
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Diskriminierungsverbot im Online-Handel, sollte die Beschaffungsfreiheit von
Schweizer Unternehmen im In- und Ausland gestärkt werden. In seinem Gegenvorschlag
schlug der Bundesrat eine Stärkung der Parallelimporte vor. Nachdem das Parlament
den bundesrätlichen Vorschlag im Sinne des Initiativkomitees noch verschärft und so
verändert angenommen hatte, zogen die Initiantinnen und Initianten ihr Anliegen
zurück.

Bei Abschluss der 51. Legislatur erst am Anfang seiner Behandlung, aber bereits äusserst
umstritten, war die Totalrevision des Zollgesetzes, mit der die Eidgenössische
Zollverwaltung weiterentwickelt und digitaler werden soll. Gegen den Willen seiner
Kommission trat der Nationalrat auf die 57 Gesetze umfassende Revision ein. 

Zudem startete das Parlament in Umsetzung zweier Motionen in die Beratung eines
neuen Unternehmensentlastungsgesetzes, mit dem vermeidbare Bürokratie abgebaut
werden soll, etwa durch die Prüfung des Entlastungspotenzials neuer Regulierungen
oder durch die Stärkung der elektronischen Plattform «EasyGov». Darüber hinaus
wurde in einem eigenen Entwurf eine sogenannte Regulierungsbremse vorgeschlagen,
die ein qualifiziertes Mehr für Erlasse mit starker Belastung für die Unternehmen
vorsah. Während der Ständerat im Juni 2023 die Unternehmensentlastung guthiess, trat
er nicht auf die Regulierungsbremse ein.

Zu den Jahresrückblicken:
2020
2021
2022

Politique structurelle

Dans la continuité de la chambre du peuple, le Conseil des États a adopté la motion du
PLR qui vise à mettre en place un frein à la réglementation qui permette de limiter les
coûts qu’elle induit. Cette motion a été acceptée par 25 voix contre 16 et 1 abstention.
La Commission de l’économie et des redevances du Conseil des États (CER-CE)
proposait d’ailleurs à sa chambre de l’adopter par 9 voix contre 4. La CER-CE soulignait
les efforts «insuffisants» entrepris par le Conseil fédéral dans cette lutte pour la
dérégulation et le maintien de la compétitivité des entreprises suisses. A l’opposé, une
minorité considérait qu’un tel frein à la réglementation entraverait considérablement le
travail politique. Cette motion a été adoptée parallèlement à la motion 16.3388 qui
propose une loi sur la réduction de la densité réglementaire. 13

MOTION
DATE: 20.03.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Im April 2021 eröffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Schaffung eines neuen
Unternehmensentlastungsgesetzes (UEG).  Einfache und effiziente Regulierungen seien
wichtig für attraktive wirtschaftliche Rahmenbedingungen, zudem sei vermeidbare
Bürokratie abzubauen, erklärte der Bundesrat in der Medienmitteilung. Gemäss dem im
Vorentwurf ausgearbeiteten neuen Gesetz sollen bestehende und sich im
parlamentarischen Prozess befindende Regulierungen auf ihr Entlastungspotential hin
geprüft werden müssen. Zudem soll im Zuge dessen die bestehende elektronische
Plattform «EasyGov» weiter gestärkt werden, um Behördengänge einfach und digital
abwickeln zu können, schlug der Bundesrat vor. Mit dem Gesetz wollte der Bundesrat
eine überwiesene Motion Sollberger (svp, BL; Mo. 16.3388) umsetzen. Die
Vernehmlassung, welche bis Mitte August 2021 dauerte, wurde zusammen mit einem
Entwurf für eine Regulierungsbremse im Sinne der überwiesenen Motion der FDP-
Liberalen Fraktion (Mo. 16.3360) durchgeführt. 14

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 28.04.2021
MARCO ACKERMANN

Im April 2021 eröffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Einführung einer
Regulierungsbremse. Das Anliegen basierte auf einer überwiesenen Motion der FDP-
Liberale-Fraktion (Mo. 16.3360) und wurde zusammen mit dem Vorentwurf zum
Unternehmensentlastungsgesetz den Vernehmlassenden unterbreitet. Einfache und
effiziente Regulierungen seien wichtig für attraktive wirtschaftliche
Rahmenbedingungen und vermeidbare Bürokratie sei abzubauen, erklärte der
Bundesrat in der Medienmitteilung. Die Regulierungsbremse, wie sie der Bundesrat im
Sinne der Motion vorschlug, würde zur Annahme gewisser neuer Regulierungen für
Unternehmen ein qualifiziertes Mehr im Parlament voraussetzen. Konkret würde eine
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qualifizierte Mehrheit verlangt, wenn mindestens 10'000 Unternehmen von der
Regulierung betroffen wären oder wenn eine Regulierung innerhalb von zehn Jahren zu
Gesamtkosten von mehr als CHF 100 Mio. führen würde. Bereits im
Vernehmlassungsschreiben äusserte der Bundesrat jedoch Vorbehalte, da für die
Einführung der Regulierungsbremse eine Verfassungsänderung sowie Anpassungen im
ParlG erforderlich würden. Die Vernehmlassung dauerte bis Mitte August 2021. 15

In Umsetzung der Änderung des Zolltarifgesetzes gab der Bundesrat im Februar 2022
bekannt, sämtliche Einfuhrzölle auf Industrieprodukte per 1. Januar 2024 aufzuheben.
Betroffen davon sind sämtliche Güter mit Ausnahme von Agrarprodukten und
Lebensmitteln (inkl. landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte und Futtermittel). Von
der Massnahme profitieren sollen Konsumentinnen und Konsumenten dank günstigerer
Importkonsumgüter sowie Schweizer Unternehmen, die damit günstigeren Zugang zu
Vorleistungen aus dem Ausland erhalten und gleichzeitig wettbewerbsfähiger werden
sollten. Die Aufhebung der Industriezölle ermögliche es zudem, das feinteilige und
komplexe Zolltarifnummernsystem (Tariflinien) zu vereinfachen. Unternehmen sowie die
Verwaltung würden durch diese Vereinfachung der Zolltarifstruktur auch administrativ
entlastet, erklärte der Bundesrat. Weiterhin bestehen bleibt hingegen die Pflicht, die
Einfuhren am Zoll anzumelden und die Waren mit den korrekten Zolltarifnummern zu
deklarieren. Die Frist von zwei Jahren bis zur Umsetzung verschaffe Unternehmen und
Verwaltung genügend Zeit für die Umstellung, erklärte der Bundesrat sein Handeln in
der Medienmitteilung weiter. 
Die Aufhebung der Industriezölle war Teil des 2017 vom Bundesrat angekündigten
Massnahmenpakets «Importerleichterungen», mit dem Ziel, Handelshemmnisse
abzubauen und gegen die «Hochpreisinsel Schweiz» vorzugehen. 16

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 02.02.2022
MARCO ACKERMANN

Der Ständerat nahm im Sommer 2022 mit 33 zu 1 Stimmen eine Motion der Mitte-
Ständerätin Andrea Gmür-Schönenberger (LU) für die Vereinfachung der
Meldescheinprozesse in der Beherbergung an. Sie forderte, dass nicht mehr jeder
Kanton separate Regelungen für die Erfassung und Aufbewahrung von Personendaten
von übernachtenden Gästen erlässt, sondern eine nationale, einheitliche und digitale
Lösung gefunden wird. Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung. Er
argumentierte, die Meldepflicht liege in der Kompetenz der Kantone und eine
einheitliche Lösung berücksichtige deren spezifische Interessen zu wenig. Für den Fall
der Annahme im Erstrat kündigte die Regierung an, im Zweitrat einen dahingehenden
Änderungsantrag zu stellen, dass die Kantone stärker in die Ausarbeitung einbezogen
würden. 17

MOTION
DATE: 14.06.2022
MARCO ACKERMANN

Im Dezember 2022 präsentierte der Bundesrat die Botschaft zum neuen
Unternehmensentlastungsgesetz (UEG). Er schlug vor, dass bei
Entscheidungsprozessen von Bundesrat und Parlament künftig Regulierungsfolgekosten
für Unternehmen transparenter ausgewiesen werden müssen, wodurch diese mehr
Beachtung erhalten sollten. Bestehende Regulierungen sollen zudem auf ihr
Entlastungspotential hin überprüft werden. Des Weiteren sah der Bundesrat vor, dass
Behörden im Vollzug von Bundesrecht ihre Dienstleistungen auf einer nationalen
Plattform im Sinne eines «One-stop-shop-Prinzips» anbieten müssen – verschiedenste
Dienstleistungen, welche zuvor bei unterschiedlichen Anlaufstellen zu finden waren,
sollen also neu auf einer einzigen Plattform angezeigt werden. Dadurch könnten die
Unternehmen Behördengänge einfach, zentral und mithilfe eines einzigen Log-ins
abwickeln. Vor allem kleinere und mittlere Unternehmen sollen damit administrativ
entlastet werden. Die Vorlage sowie auch die vorgesehenen Massnahmen waren in der
Vernehmlassung auf breite Zustimmung gestossen. 
Die in der Vernehmlassungsvorlage ebenfalls enthaltene Regulierungsbremse, die von
einer angenommenen Motion der FDP.Liberalen-Fraktion (Mo. 16.3360) verlangt worden
war, präsentierte der Bundesrat in einer separaten Botschaft. 18
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Gegen seinen Willen beschloss der Bundesrat im Dezember 2022 die Botschaft zur
Einführung einer Regulierungsbremse, wie sie in der überwiesenen Motion (Mo.
16.3360) der FDP-Liberale Fraktion gefordert worden war. Neue Regulierungen –
Bundesgesetze und Genehmigungsbeschlüsse zu völkerrechtlichen Verträgen – die
mindestens 10'000 Unternehmen betreffen oder innerhalb von zehn Jahren zu
unternehmerischen Gesamtkosten von über CHF 100 Mio. führen, müssten im
Parlament in den Schlussabstimmungen ein qualifiziertes Mehr erreichen – analog zum
Verfahren bei der Schuldenbremse. Das qualifizierte Mehr soll – ebenfalls analog zur
Schuldenbremse und der Regelung bei dringlichen Bundesgesetzen – im Sinne der
«Mehrheit der Mitglieder der beiden Räte» gestaltet werden. Die Einführung würde
eine Änderung im ParlG und in der Bundesverfassung verlangen, weshalb das Stimmvolk
und die Stände noch das letzte Wort hätten. 
Die Landesregierung selbst plädierte aber dafür, eine solche Regulierungsbremse
abzulehnen, da gewichtige Nachteile und nur ein geringer Nutzen zu erwarten seien.
Der Mechanismus setze den Fokus zu stark auf Regulierungskosten bei Unternehmen
und gewichte deren Interessen und Nutzen gegenüber anderen Anliegen
überproportional. Zudem schaffe er unterschiedliche Abstimmungsverfahren für
ähnliche Anliegen und senke die Wahrscheinlichkeit, mehrheitsfähige Kompromisse zu
schmieden. Während die Regulierungsbremse in der Vernehmlassung bei den
bürgerlichen Parteien (SVP, FDP und Mitte) und bei Wirtschaftsverbänden auf Zuspruch
gestossen war, hatten eine Mehrheit der Kantone, SP, Grüne, GLP und EVP zusammen
mit den Gewerkschaften und Vertretenden der Zivilgesellschaft sie abgelehnt. Die
Weltwoche erkannte in der Regulierungsbremse eine «kleine Revolution», da damit die
Wirtschaft vor «staatlicher Willkür» geschützt werden könne. Die AZ-Medien räumten
der Vorlage indes – zumindest im Parlament – auch gute Chancen ein, sofern die
bürgerlichen Parteien zusammenhielten. 19

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 09.12.2022
MARCO ACKERMANN

Die Meldescheinprozesse bei Hotelübernachtungen sollen digitalisiert und
vereinheitlicht werden, befand nach dem Ständerat auch eine Mehrheit des
Nationalrats. Mit 126 zu 44 Stimmen bei 7 Enthaltungen überwies die grosse Kammer im
Dezember 2022 eine Motion Gmür-Schönenberger (mitte, LU) an den Bundesrat. Im
Vorfeld hatte die WAK-NR dafür plädiert, das «kantonale Wirrwarr» bei den
Meldescheinen für Hotelübernachtungen durch eine nationale, digitale Lösung zu
ersetzen; mit der Vereinheitlichung könne ein effizienterer und kundenfreundlicherer
Prozess erreicht werden. Durch Einbezug der Kantone bei der Ausarbeitung der Lösung
sollen zudem die föderalen Kompetenzen und die Vollzugshoheit der Kantone gewahrt
werden. Dies sah Bundesrat Guy Parmelin jedoch nicht als gegeben, vielmehr erachtete
er die Forderung als Eingriff in die Vollzugshoheit der Kantone und befürchtete, dass
dadurch dem Bund neue Aufgaben zugeteilt würden, weshalb die Motion abzulehnen
sei. Die beinahe geschlossen stimmende SVP-Fraktion folgte einem Minderheitsantrag
Aeschi (svp, ZG), wonach die «Vielfalt des Föderalismus» beibehalten werden solle und
auch zukünftig jeder Kanton die für ihn passende Strategie wählen können solle. Die
anderen Fraktionen beurteilten dies jedoch anders und stimmten nebst drei
Enthaltungen geschlossen für eine Vereinheitlichung, mit welcher der Bundesrat somit
betraut wurde. 20

MOTION
DATE: 14.12.2022
MARCO ACKERMANN

Ende März 2023 sprach sich die SPK-SR mit 6 zu 0 Stimmen bei 3 Enthaltungen gegen
Eintreten auf das Bundesratsgeschäft zur Einführung einer Regulierungsbremse aus.
Sie erachte eine solche Massnahme, wodurch Gesetze mit unterschiedlichen
Mehrheitserfordernissen erlassen würden, «als demokratie- und staatspolitisch
fragwürdig», wie sie in ihrer Medienmitteilung bekannt gab. Die Regulierungsbremse
würde die Interessen der Unternehmen gegenüber anderen Adressatenkreisen
privilegieren. Zudem sei es schwierig, die Regulierungskosten abzuschätzen und damit
zu entscheiden, ob der Erlass dem qualifizierten Mehr unterstehe oder nicht. Das
Parlament solle stattdessen seine Verantwortung wahrnehmen und neue Regulierungen
sorgfältig auf dessen Auswirkungen für verschiedene Adressatenkreise gemäss der
bestehenden Verfahren prüfen. In einem Mitbericht hatte auch die WAK-SR wenige
Tage zuvor mit 6 zu 5 Stimmen bei 2 Enthaltungen Nichteintreten beantragt. Beide
Kommissionen waren der Ansicht, dass das vorgeschlagene
Unternehmensentlastungsgesetz (BRG 22.082) zielführender sei. 21
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Die Botschaft zum neuen Unternehmensentlastungsgesetz stiess in der zuständigen
WAK-SR im Frühling 2023 auf positive Resonanz. Stillschweigend trat diese auf die
Vorlage ein, mit welcher der Bundesrat beabsichtigte, die Regulierungskostenbelastung
von Unternehmen zu senken. Auch die SPK-SR erachtete die Vorlage – im Gegensatz zur
ähnlich gelagerten Regulierungsbremse (BRG 22.083) – als zielführend. 
Die zuständige WAK-SR beschäftigte sich indes in der Detailberatung vorwiegend mit
drei Punkten: 
Erstens war es ihr wichtig zu präzisieren, dass nicht nur der Bundesrat in der Pflicht
stehe, bei Entwürfen die Regulierungskosten zu berücksichtigen, sondern dass auch das
Parlament im Rahmen der Arbeiten von parlamentarischen Initiativen eine solche
Überprüfung vorzunehmen habe. Zweitens beschäftigte die Kommission die Frage, ob
eine unabhängige Prüfstelle zur Kontrolle der Plausibilität der
Regulierungskostenschätzungen geschaffen werden müsse. Während eine
Kommissionsmehrheit befürchtete, dass damit der Gesetzgebungsprozess komplexer
werde und die Prüfstelle zu mehr Bürokratie führe, war eine Minderheit der Ansicht,
dass dadurch die Qualität der Kostenschätzungen steigen würde. Mit 8 zu 5 Stimmen
sprach sich die Kommission schliesslich gegen ein solches Organ aus. Drittens
beantragte die Kommission mit 9 zu 4 Stimmen, die Folgekostenschätzungen auf Private
auszuweiten, da auch diese unter Regulierungskosten litten. Eine Minderheit
befürchtete jedoch eine zu starke Belastung für die Verwaltung, falls der
Geltungsbereich des Gesetzes entsprechend vergrössert werde, und wollte
infolgedessen auf eine solche Ausweitung verzichten. In der Gesamtabstimmung
stimmte die Kommission dem Entwurf mit 7 zu 4 Stimmen bei 2 Enthaltungen zu. 22

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 25.04.2023
MARCO ACKERMANN

Mit 24 zu 18 Stimmen bei 1 Enthaltung trat der Ständerat in der Sommersession 2023
nicht auf die Änderung der Bundesverfassung und des ParlG zur Einführung einer
Regulierungsbremse gemäss der Motion 16.3360 ein. Während sich die SPK-SR im
Vorfeld für Nichteintreten ausgesprochen hatte, hatte eine Minderheit Salzmann (svp,
BE) Eintreten beantragt. Kommissionssprecher Hans Stöckli (sp, BE) erläuterte die
vielen problematischen Aspekte der Vorlage aus Sicht der Kommissionsmehrheit.
Erstens sei es aus staatspolitischer Sicht heikel, Unternehmen gegenüber anderen
Akteursgruppen bevorzugt zu behandeln. Zweitens dürften die direkten Auswirkungen
bei Annahme der Vorlage minim sein, da diese Regel gemäss Verwaltung bei höchstens
0.5 Prozent aller Abstimmungen Anwendung finden würde und ihr Nutzen nicht
belegbar sei. Drittens fokussiere die Regel nur auf die Kosten, nicht aber auf den
Nutzen, der eine neue Norm schaffe, was eine zu einseitige Betrachtung darstelle.
Viertens sei es schwierig, Folgekosten von neuen Gesetzen abzuschätzen, was in der
Folge Rechtsunsicherheit bezüglich der Frage schaffe, ob eine bestimmte Abstimmung
dem qualifizierten Mehr zu unterstellen sei oder nicht. Schliesslich solle sich das
Parlament «nicht ohne Not selbst binden». Dem Anliegen der ursprünglichen Motion
der FDP-Fraktion könne im Rahmen des Unternehmensentlastungsgesetzes besser
Rechnung getragen werden, schloss Stöckli. Werner Salzmann erkannte hingegen
Handlungsbedarf und zeigte sich von dem vom Bundesrat präsentierten
Umsetzungsvorschlag überzeugt. Der Wirtschaftsstandort Schweiz könne so gestärkt
werden, da unnötige Regulierungen die Produktivität und die Wettbewerbsfähigkeit
hemmen würden. Auch wenn die Vorlage in der Vernehmlassung auf Widerstand
gestossen sei, könne sie in Zukunft durch die zur Änderung der Verfassung nötige
obligatorische Volksabstimmung legitimiert werden. Auch Hannes Germann (svp, SH)
plädierte im Rat dafür, auf die Vorlage einzutreten, damit sich die Kommission erneut
mit dem Anliegen auseinandersetzen könne. Diese könne die
Regulierungskostenbremse gegebenenfalls auch auf Individuen ausweiten und damit
die Chance eröffnen, «aus dem noch nicht Perfekten etwas Perfektes zu machen». Eine
Mehrheit des Rates folgte schliesslich der bundesrätlichen Ansicht, wonach der
vorliegende Entwurf nicht «le moyen approprié pour atteindre l'objectif visé» (Guy
Parmelin) sei. Die befürwortenden Stimmen stammten von Ständerätinnen und
Ständeräte der SVP- und der FDP-Fraktionen. 23

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 07.06.2023
MARCO ACKERMANN

In der Sommersession 2023 beriet der Ständerat den bundesrätlichen Entwurf für ein
neues Unternehmensentlastungsgesetz als Erstrat in einer eineinhalbstündigen
Debatte. Nachdem die kleine Kammer stillschweigend auf die Detailberatung
eingetreten war, folgte sie durchwegs den Anträgen ihrer Kommission. 

Kommissionssprecher Stefan Engler (mitte, GR) erläuterte zu Beginn der Debatte, dass
der Bundesrat mit der Vorlage einerseits die Regulierungsbelastung für Unternehmen
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reduzieren und andererseits die Digitalisierung von Behördenleistungen stärken
möchte. Erstens sollten dazu Regulierungsgrundsätze festgelegt werden, die als
Leitlinien für die Evaluation von bestehenden und neuen Normen herangezogen werden
sollen. Zweitens sollten Prüfpflichten für Vereinfachungen bei der Erarbeitung neuer
Erlasse definiert werden, drittens Vorgaben zur Schätzung der Regulierungskosten
gemacht und viertens ein Monitoring für die Belastung erstellt werden. Des Weiteren
sollen fünftens mit Studien und periodischen Berichten Entlastungsvorschläge vorgelegt
werden. Schliesslich sollten als sechstes Element, im Sinne der Digitalisierung,
Behördendienstleistungen – insbesondere über die Plattform EasyGov – vereinfacht
werden. Wirtschaftsminister Guy Parmelin hob hervor, dass das Gesetz zentral sei, um
attraktive wirtschaftsfreundliche Rahmenbedingungen setzen zu können und sowohl
bestehende als auch neue Gesetze auf ihr Entlastungspotential hin zu prüfen. Die
Schweiz sei zwar international gesehen sehr innovativ, die Regulierungslast sei aber
hoch und die Digitalisierung in diesem Bereich noch tief. 

Der Ständerat befasste sich in der Folge mit je zwei Mehr- und Minderheitsanträgen aus
der Kommission sowie einem Einzelantrag Minder (parteilos, SH). Letzterer verlangte
eine Anpassung des Gesetzestitels zu «Regulierungsevaluationsgesetz», da er dieses
nicht als Kostenentlastung für die Unternehmen, sondern als Aufblähung der Verwaltung
erachtete. Das kleine «Regulierungsmonster», das gemäss Botschaft Kosten in der
Höhe von CHF 1.5 Mio. bis CHF 4.3 Mio. verursache, zeige die paradoxe Situation auf,
dass nicht einmal die Kosten für diese neue Verwaltungsaufgabe geschätzt werden
könnten. Der Rat lehnte jedoch die Anpassung des Titels mit 28 zu 11 Stimmen bei 2
Enthaltungen ab. 
Während eine Kommissionsmehrheit forderte, dass bei der Ausarbeitung neuer
Gesetze im Sinne von volkswirtschaftlichen Kosten auch die Folgen für Private
einbezogen werden, sprach sich eine Minderheit Germann (svp, SH) gegen diesen
Zusatz aus, da dadurch das Gesetz verwässert werde und der Arbeitsaufwand
zunehmen würde. Pirmin Bischof (mitte, SO) betonte hingegen, dass Gesetze in erster
Linie «für die Menschen in diesem Lande» geschrieben würden, weshalb diese
Ergänzung angebracht sei. Mit 27 zu 17 Stimmen folgte die kleine Kammer der
Kommissionsmehrheit und dehnte damit den Radius für Folgekostenschätzungen aus. 
Schliesslich befasste sich der Rat mit einem Minderheitsantrag Wicki (fdp, NW) zur
Schaffung einer verwaltungsunabhängigen Prüfstelle für die Plausibilität der
Regulierungskostenschätzungen der Bundesverwaltung, da ein Vieraugenprinzip die
Schätzungen verbessere. Ein solcher «Preisüberwacher für Regulierungen», wie
Kommissionssprecher Engler die geforderte Behörde im Rat bezeichnete, erachtete die
Kommissionsmehrheit nicht als nötig, da die Verwaltung jederzeit zusätzlich
Expertinnen und Experten für adäquate Schätzungen beiziehen könne. Mit 14 zu 30
Stimmen folgte der Ständerat auch hier seiner Kommissionsmehrheit und lehnte das
zusätzliche Kontrollorgan ab.

In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat das Gesetzespaket mit 28 zu 9 Stimmen
bei 4 Enthaltungen an, wobei die ablehnenden Stimmen und Enthaltungen von
Ständerätinnen und Ständeraten verschiedenster Fraktionen stammten. Gleichzeitig
schrieb der Rat die dazugehörige Motion Sollberger (svp, BL; Mo. 16.3388) ab. Die
modifizierte Vorlage mit dem Zusatz der erweiterten Prüfung für Private ging damit an
den Nationalrat. 24

La motion déposée par le PLR en 2016 visant à mettre en place un frein à la
réglementation qui permette de limiter les coûts qu’elle induit a été tacitement
classée par le Conseil des Etats lors de la session d'hiver. Comme l'a expliquée la
présidente de la chambre haute Eva Herzog (ps, BS), cette motion aurait déjà dû être
classée dans le cadre de l'objet 22.083, qui a été traité au Conseil des Etats le 7 juin
2023. Cependant, l'objet 22.083 ne sera plus examinée par la chambre haute, car les
deux chambres ont décidé de ne pas entrer en matière. 25

MOTION
DATE: 03.09.2023
LLOYD FLETCHER

Suivant le Conseil des États, le Conseil national a refusé d'entrer en matière sur
l'introduction d'un mécanisme de frein à la réglementation conçu pour alléger la
charge administrative des entreprises lors de la session d'automne.
Le projet, élaboré à contre-coeur par le Conseil fédéral sur mandat du Parlement,
propose de modifier l'article 159 de la Constitution fédérale, en y intégrant un
mécanisme similaire à celui du frein aux dépenses, exigeant que les actes législatifs
entraînant des charges importantes pour les entreprises soient adoptés à la majorité
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qualifiée (soit 101 voix au Conseil national et 24 voix au Conseil des États), plutôt qu'à la
majorité simple. Le projet fixe également des seuils pour l'utilisation de ce nouvel
instrument : une augmentation des coûts de réglementation pour au moins 10'000
entreprises ou de plus de 100 millions de francs pour l'ensemble des entreprises sur
une période de 10 ans. Les détails de ce frein à la réglementation doivent être précisés
dans la loi sur le Parlement (LParl).
D'abord, la Commission des institutions politiques du Conseil national (CIP-CN) a
rejeté, à l'instar du Conseil des États, l'introduction de ce « frein à la réglementation ».
La commission a en effet estimé qu'il n'est pas approprié que les actes du Parlement
soient soumis à des exigences de majorité différentes en fonction de leur contenu. Par
un vote de 14 voix contre 8, la CIP-CN a donc proposé de ne pas entrer en matière sur
le projet. Puis, le ministre de l'économie, Guy Parmelin, a rappelé que le Conseil fédéral
a rempli son mandat en élaborant ce projet, mais estime que ce n'est pas le bon moyen
pour atteindre l'objectif de soulager les entreprises. En effet, il a souligné que 99,5%
des projets adoptés par le Parlement auraient été adoptés même avec une majorité
qualifiée, remettant ainsi en question l'impact réel de cette mesure sur les entreprises.
Le vaudois a donc recommandé, au nom de Conseil fédéral, de ne pas entrer en
matière sur ce projet en faveur d'une approche plus ciblée qui sera discutée avec le
projet de loi fédérale sur l'allègement des coûts de la réglementation pour les
entreprises (UEG).
Lors du débat, Marco Romano (centre, TI), pour la commission, a exprimé son
désaccord en soulignant que soumettre les actes du Parlement à des exigences de
majorité différentes en fonction de leur contenu était inacceptable du point de vue de
la démocratie et sur le plan institutionnel. Il a argumenté que l'instauration d'un tel
frein à la réglementation pourrait aggraver les blocages politiques. Natalie Imboden
(vert-e-s, BE) a ajouté que le projet favoriserait les intérêts des entreprises au
détriment d'autres intérêts sociétaux tout aussi légitimes, créant ainsi un système à
deux vitesses. Marianne Binder (centre, AG) a rappelé l'existence d'un autre projet
visant à limiter la réglementation des PME, qui englobait déjà les aspects du projet
actuel. À l'inverse, Damien Cottier (plr, NE) a souligné le fardeau qui pèse actuellement
sur les entreprises, argumentant que le projet allait dans la bonne direction. Piero
Marchesi (udc, TI) a abondé dans le même sens, estimant que le frein à la
réglementation permettrait aux PME de devenir plus compétitives en favorisant leur
création. L'élu tessinois a également souligné que sans ce mécanisme, les PME
perdraient en compétitivité.
Lors du vote final, la chambre basse a refusé d'entrer en matière sur le projet par 96
voix (l'ensemble du PS, des Vert-e-s, des Vert'libéraux et 15 élu.e.s du Centre) contre 89
(l'ensemble de l'UDC, du PLR et 11 élu.e.s du Centre) et 1 abstention (Kurt Fluri, (plr,
SO). 26

Suite à sa validation par le Conseil des États lors de la session d'été, Le Conseil national
a soutenu la loi fédérale sur l'allégement des coûts de la réglementation pour les
entreprises (LACRE) ainsi que la poursuite de la numérisation des services
administratifs lors de la session d'automne par 121 voix pour (l'ensemble des élu.e.s de
l'UDC, du PLR, du Centre et des Vert'libéraux), 41 contre (l'ensemble des élu.e.s du PS et
4 des Vert-e-s) et 24 abstentions (Vert-e-s). 
Le ministre de l'économie, Guy Parmelin, a ouvert le débat en exposant clairement
l'objectif du projet : « nous voulons alléger la charge des entreprises et avancer dans la
numérisation des prestations étatiques ». Le vaudois a également rappelé que, depuis
deux décennies, de nombreux projets visant à simplifier la bureaucratie se sont enlisés
dans les débats politiques.
L'opposition au projet fut vive, notamment de la part du PS. Samuel Bendahan (ps, VD) a
qualifié le projet de « kafkaïen et tentaculaire », le comparant aux « douze travaux
d'Astérix », s'inquiétant du risque d'augmentation du travail administratif et de la
nécessité d'une révision constante par des spécialistes. Néanmoins, la proposition de
ne pas entrer en matière sur le projet a été rejetée par 137 voix contre 36. Les
député.e.s ont également rejeté l'idée de renvoyer le projet au Conseil fédéral, comme
le souhaitait le PS, qui aurait préféré une loi sur le renforcement du pouvoir d'achat et
l'allègement de la classe moyenne. Cédric Wermuth (PS / AG) a alerté sur le risque que
les Suisses et Suissesses n'aient plus d'argent à dépenser, ce qui pourrait mettre en
danger les PME.
Lors du débat, Sophie Michaud Gigon (vert-e-s, VD) a plaidé en faveur de
l'élargissement des mesures destinées à réduire la bureaucratie, tout en exprimant des
réserves quant à la réelle simplification de la vie des PME grâce au projet. Guy Parmelin
a répondu en rappelant que le projet ne résoudrait pas tous les défis, mais a insisté sur
l'importance de ne pas surcharger l'initiative. Olivier Feller (plr, VD) a souligné, au nom
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de la commission, la nécessité de maintenir l'allègement des entreprises au coeur du
projet. Markus Ritter (centre, SG) a martelé que les propositions de la gauche visant à
élargir le projet étaient inappropriées, expliquant qu'il est incohérent de critiquer un
projet en le qualifiant d'inutile tout en demandant simultanément son élargissement.
Jürg Grossen (pvl, BE) a pour sa part insisté sur l'urgence de progresser, soulignant que
les entreprises innovantes étaient actuellement freinées par la bureaucratie, ce qui
représente un risque pour l'innovation, la compétitivité et l'attractivité des entreprises.
Daniela Schneeberger (plr, BL) a également appuyé cette notion au nom du PLR.
Le Conseil fédéral a ensuite rappelé qu'il aspire à ce que l'administration fédérale
identifie systématiquement les possibilités d'allégement des réglementations, qu'elles
soient nouvelles ou en place. Un système de suivi des coûts est prévu par le
gouvernement pour surveiller les impacts financiers des réglementations sur les
entreprises. De plus, le Conseil fédéral a souligné qu'il envisage de promouvoir la
numérisation des services administratifs pour les entreprises grâce au guichet virtuel
EasyGov; cette initiative devrait permettre aux entreprises d'accéder à toutes les
prestations administratives via un compte unique.
Suivant le Conseil des États, la mise en place d'un organe de contrôle indépendant a été
rejeté par les député.e.s avec un vote de 91 voix contre (l'ensemble des élu.e.s
socialistes et vert-e-s, 22 élu.e.s UDC et 4 du Centre), 89 voix pour (l'ensemble des
élu.e.s PLR et Vert'libéraux, 27 élu.e.s UDC, 20 du Centre) et 3 abstentions (UDC). Cet
organe aurait été chargé de vérifier la précision des estimations de coûts pour les
entreprises formulées par l'administration. Le ministre de l'économie a noté que les
coûts de la réglementation sont déjà sujet à des contrôles à toutes les étapes du
processus. Cependant, la chambre basse a rejeté la proposition du Conseil des États
d'obliger l'administration à estimer non seulement les coûts de la réglementation pour
les entreprises, mais aussi pour les particuliers tels que les consommateurs et les
contribuables. Guy Parmelin a souligné que cette décision du Conseil des États
entraînerait une charge de travail considérable pour l'administration, tandis qu'Olivier
Feller a rappelé que cette loi ne concernait que les entreprises.
Le dossier retourne désormais aux Conseil des États. 27

Le Conseil des Etats a éliminé la dernière divergence sur la loi fédérale sur
l'allégement des coûts de la réglementation pour les entreprises (LACRE). Lors du
débat, le conseiller aux États Stefan Engler (centre / GR) a exposé la situation au nom de
la commission (CER-CE). Le centriste a d'abord rappelé que la chambre basse s'est
opposée à la proposition d'imposer à l'administration d'estimer les coûts de la
réglementation non seulement pour les entreprises, mais également pour les
particuliers, en raison de la crainte d'une charge administrative substantielle. Le
sénateur a également noté que les coûts pour les entreprises finissent par affecter les
consommateurs et consommatrices, soulignant l'importance pour ces derniers de
connaître et de minimiser les coûts causés par les régulations. En réponse, Guy
Parmelin a approuvé ces observations, soulignant que les réglementations touchent
non seulement les entreprises mais aussi les particuliers. Le ministre de l'économie a
également noté que les coûts de la réglementation pour les particuliers font déjà l'objet
d'examens et a invité la chambre haute à éliminer cette dernière divergence.
Lors du vote final, la chambre haute a approuvé la LACRE par 35 voix favorables
(l'ensemble des élu.e.s de l'UDC, du PLR et du Centre), 5 voix défavorables (élu.e.s du
PS) et 4 abstentions (3 élu.e.s Vert-e-s et 1 PS) 28

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 25.09.2023
LLOYD FLETCHER

En septembre 2023, le Conseil National a approuvé en vote final la loi fédérale sur
l'allégement des coûts de la réglementation pour les entreprises (LACRE) par 127 voix
favorables (l'ensemble des élu.e.s de l'UDC, du PLR, des Vert'libéraux, du Centre), 40
voix défavorables (38 élu.e.s du PS et 2 Vert-e-s), et 29 absentions (28 Vert-e-s et 1 PS).
La chambre basse obtient ainsi gain de cause concernant la suppression de l'estimation
des coûts pour les particuliers par l'administration, appuyée par la demande de Guy
Parmelin faite au Conseil des Etats d'éliminer les divergences. Le délai référendaire a
expiré le 18 janvier 2024, sans qu'un référendum n'ait été invoqué. 29
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Droit des sociétés

Après l’adoption par la chambre du peuple, la motion relative au projet de loi sur la
réduction de la densité réglementaire et l’allègement de la charge administrative qui
pèse sur les entreprises, déposée par la parlementaire Sandra Sollberger (udc, BL), a
été examinée par la chambre des cantons. La commission de l’économie et des
redevances du Conseil des États (CER-CE) a proposé à sa chambre, par 9 voix contre 4,
d’adopter la motion. Une minorité emmenée par le sénateur Levrat (ps, FR) s’est
opposée à la motion. La majorité de la commission a critiqué les efforts «insuffisants»
entrepris par le Conseil fédéral pour juguler le fardeau administratif des entreprises
helvétiques. Elle a notamment critiqué la décision de renoncer à l’implémentation
d’une autorité indépendante chargée d’évaluer l’impact des réglementations (AIR).
Selon la majorité, cette décision va à l’encontre des motions 15.3400 et 15.3445,
pourtant adoptées au sein du Parlement, et met en évidence le peu d’implication du
Conseil fédéral dans cette lutte pour maintenir la compétitivité des entreprises
helvétiques. La CER-CE a d’ailleurs déposé une initiative parlementaire 19.402 pour
pallier cette décision du Conseil fédéral. A l’opposé, la minorité de la commission a jugé
inadapté de lutter contre la bureaucratie par la bureaucratie. Au final, la volonté
d’imposer une stratégie de dérégulation l’a emportée. La motion a été adoptée par 25
voix contre 16 et 1 abstention. 30

MOTION
DATE: 20.03.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Afin de permettre aux start-up et entreprises familiales d’également profiter
d’avantages fiscaux, et donc de dynamiser leur développement et leur implémentation,
Ruedi Noser (plr, ZH) a déposé une initiative parlementaire qui vise à réduire
sensiblement la charge fiscale grevant les participations de collaborateur remises par
les start-up et les entreprises familiales. En effet, l’évaluation de ces participations de
collaborateur, non cotées en bourse, pose problème lors des déclarations fiscales. La
Commission de l’économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) a confirmé
la décision de sa commission sœur, en approuvant l’initiative parlementaire par 17 voix
contre 5 et 1 abstention. 31

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 16.05.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

La Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-CE) s'est à
nouveau penchée sur la charge fiscale sur les participations de collaborateurs pour les
entreprises non cotées en bourse afin de déterminer si la mise en œuvre de la motion
17.3261 répondait aux demandes de l'initiative parlementaire. Elle a recommandé aux
sénateurs et sénatrices de classer l'initiative parlementaire car les récentes circulaires
de l'Administration fédérale des contributions (AFC) traitaient effectivement des
participations des collaborateurs. 
L'initiative parlementaire a été tacitement classée par la chambre des cantons. 32

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 15.06.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

La motion de Sandra Sollberger (udc, BL) portant sur la réduction de la densité
réglementaire et l’allègement de la charge administrative qui pèse sur les entreprises
a été classée dans le cadre du vote final sur la Loi fédérale sur l’allégement des coûts de
la réglementation pour les entreprises (LACRE) en septembre 2023. Dans son message
du 9 décembre 2022 présentant le projet de la LACRE, le Conseil fédéral avait en effet
proposé de classer la motion de la conseillère nationale UDC, le projet de la LACRE
remplissant le mandat parlementaire conféré par la motion. 33

MOTION
DATE: 20.09.2023
LOUISE DROMPT

Finances publiques
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Plan financier et mesures d'assainissement

Im März 2017 nahm der Bundesrat ein Projekt für strukturelle Reformen in der
Bundesverwaltung an die Hand, mit dem der Spielraum im Bundeshaushalt mittel- und
langfristig erhöht werden sollte. Damit könne das Vorhaben gemäss EFD als Fortsetzung
des Konsolidierungs- und Aufgabenüberprüfungspakets 2014 und des
Stabilisierungsprogramms 2017-2019 erachtet werden und trage den Forderungen des
Parlaments nach einer Aufgabenüberprüfung Rechnung. Der Bundesrat definierte drei
Reformstossrichtungen, nämlich die Effizienzsteigerungen im Hoch- und Tiefbau, in der
Informatik und bei den Publikationen, eine Überprüfung der Bagatellsubventionen
sowie Aufgabenverzichte, Leistungsreduktionen, Auslagerungen und strukturelle
Reformen bei den gebundenen Ausgaben. Im November 2017 verabschiedete der
Bundesrat ein ausführlicheres Vorgehenskonzept, das konkrete Massnahmen
beinhaltete. So sollten unter anderem Ausgabenbindungen, zum Beispiel durch die
Reduktion der Indexierung der Einlage in den Bahninfrastrukturfonds (BIF), gelockert
werden; organisatorische Anpassungen in der Bundesverwaltung, zum Beispiel die
Neupositionierung von Agroscope, vorgenommen werden; und Effizienzsteigerungen,
zum Beispiel im Hochbau oder bei den Publikationen, angestrebt werden. Im
September 2019 berichtete der Bundesrat, dass er den letzten Aspekt, die
Effizienzsteigerungen, umgesetzt habe und dabei Einsparungen von rund CHF 50 Mio.
erzielt werden konnten. 

Im August 2018 präsentierte der Bundesrat den zweiten Schritt des Reformprojekts,
bestehend aus 36 Reformen – verteilt über alle Departemente. Diese hatten eine
Lockerung der Ausgabenbindungen oder im weiteren Sinne eine Optimierung von
Verwaltungsstrukturen und den Bürokratieabbau zum Ziel. Diese Reformen würden nun
von den Departementen weiterverfolgt, wobei Letztere ihrerseits Vertiefungsaufträge
erteilen könnten, erklärte der Bundesrat. Die meisten dieser Massnahmen zogen keinen
Rechtsetzungsbedarf nach sich; lediglich sechs Vorhaben erforderten
Gesetzesanpassungen. Zu diesen präsentierte die Regierung im September 2019 einen
Mantelerlass mit dem Titel «Bundesgesetz über administrative Erleichterungen und die
Entlastung des Bundeshaushalts». Damit sollten eine Reduktion der Indexierung der
Einlage in den Bahninfrastrukturfonds (BIF) und ihre Anbindung an das Wachstum der
Bundeseinnahmen (Eisenbahngesetz und Bahninfrastrukturfondsgesetz), eine
Neuregelung der Finanzierung der amtlichen Vermessung (Geoinformationsgesetz), die
Schaffung einer Verpflichtung subventionssprechender Bundesämter zu schriftlichen
Prüfkonzepten (Subventionsgesetz), eine Berechtigung für die EZV, die Tabaksteuer bei
nicht fristgerechter Einreichung der Steuerdeklaration nach Ermessen veranlagen zu
können (Tabaksteuergesetz), sowie eine Vereinfachung der Finanzierung der
Fernmeldeüberwachung (Bundesgesetz betreffend die Überwachung des Post- und
Fernmeldeverkehrs) vorgenommen werden. 

Ziel der Vorlage war es, den Bundeshaushalt administrativ und finanziell zu entlasten,
wobei das Entlastungspotenzial gemäss Bundesrat von der Entwicklung der Teuerung
abhängig sei. Denkbar sei aber eine Entlastung um mehr als CHF 100 Mio. in 10 Jahren,
erklärte der Bundesrat. Allgemein verzichtete er jedoch auf die Formulierung eines
Sparziels, da nicht die kurzfristige, sondern eine mittel- oder langfristige Entlastung im
Vordergrund stehe. 
In der Folge gab der Bundesrat seine Vorlage in die Vernehmlassung, diese dauert bis
Mitte Dezember 2019. 34

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 01.03.2017
ANJA HEIDELBERGER

Infrastructure et environnement
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Energie

Energie

Im November 2020 beschloss der Bundesrat, punktuelle Anpassungen in
verschiedenen Energie-Verordnungen (Energieförderungsverordnung,
Energieverordnung, Energieeffizienzverordnung, Geoinformationsverordnung,
Stromversorgungsverordnung) vorzunehmen. Unter anderem setzte der Bundesrat
einen Anreiz dafür, dass vermehrt grössere anstelle von kleineren Fotovoltaikanlagen
auf Einfamilienhäusern gebaut werden. Er änderte dazu die Energieförderverordnung
dahingehend, dass bei Einmalvergütungen – die sich aus einem Grund- und einem
Leistungsbeitrag zusammensetzen – der Leistungsbeitrag stärker gewichtet wird.
Projekte bis 30 kW Leistung werden künftig mit zusätzlichen Leistungsbeiträgen von
CHF 40 (total CHF 380) pro kW unterstützt, müssen aber eine Einbusse von CHF 300
bei den Grundbeiträgen (neu CHF 700) hinnehmen. Weiter führte der Bundesrat im
Bereich der Windkraftförderung eine vereinfachte Regelung ein, sodass temporäre
Bauten zur Prüfung der Standorteignung von Windkraftanlagen keine Baubewilligung
mehr benötigen. Eine entsprechende Anpassung der Energieverordnung soll diese
bürokratische Hürde beseitigen. Überdies bezweckt eine weitere Anpassung in
ebendieser Verordnung, dass das BFE Geodaten zu allen registrierten
Stromproduktionsanlagen in der Schweiz in einer räumlichen Übersicht publiziert.
Verschiedene Angaben, beispielsweise zur Technologie, zum Standort, zur Kategorie,
zur Leistung und zum Inbetriebnahmedatum, sollen helfen, den Zubau von
Produktionsanlagen transparent darzustellen. Ausserdem stellte der Bundesrat mit
einer Anpassung der Stromversorgungsverordnung die Regel auf, dass
Speicherbetreiber (Messkunden) die Messdaten auf Smartmetern ablesen können sollen
und der Datenexport innerhalb einer Periode von 5 Jahren unentgeltlich erfolgen muss.
Im Verordnungspaket waren noch weitere punktuelle Verordnungsanpassungen
enthalten, die allesamt per Jahresbeginn 2021 und im Falle der
Energieeffizienzverordnung im Frühling 2021 in Kraft treten. 35

ORDONNANCE / ARRÊTÉ FÉDÉRAL SIMPLE
DATE: 25.11.2020
MARCO ACKERMANN

Energies alternatives

Um die derzeitigen Bürokratiehürden bei der Installation von neuen Solaranlagen zu
verringern, forderte Nationalrat Martin Bäumle (glp, ZH) mittels Postulat einen Bericht,
der verschiedene Möglichkeiten aufzeigt, wie die derzeitigen Rahmenbedingungen für
Neuinstallationen verbessert und vereinfacht werden könnten. Konkret schlug er die
Prüfung einer sogenannten One-Stop-Shop-Lösung vor, die das System insoweit
vereinfachen würde, als nur noch ein einzelnes digitales Formular ausgefüllt werden
müsste, welches die einzelnen föderalen Behörden durchlaufen würde. Das Begehren
erfuhr im Nationalrat grossen Zuspruch. Die grosse Kammer nahm das Postulat in der
Herbstsession 2019 diskussionslos und stillschweigend an, nachdem auch der
Bundesrat schon für dessen Annahme plädiert hatte. 36

POSTULAT
DATE: 27.09.2019
MARCO ACKERMANN

Eine von Philipp Hadorn (sp, SO) eingereichte und von Roger Nordmann (sp, VD)
übernommene Motion forderte vom Bundesrat Massnahmen zu einem einfacheren
Datenaustausch zwischen den zuständigen Behörden für den Bau von Solar- und
Fotovoltaikanlagen. Der Motionär fundierte seine Forderung mit dem Argument, dass
bei verschiedenen Behörden und Formularen – darunter die Baubewilligung bei der
Gemeinde, die Anträge für die Förderbeiträge bei Pronovo sowie die
Anschlussbewilligung und der Sicherheitsnachweis beim eidgenössischen
Starkstrominspektorat (Esti) und beim Verteilnetzbetreiber  – teilweise gleiche Angaben
gemacht werden müssen. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion, merkte
aber an, Vorgaben für ein einfacheres Verfahren nur den Stellen machen zu können, für
die er weisungsbefugt ist (Pronovo, Esti und Verteilnetzbetreiber). Für die Bereiche
Baubewilligung sowie Raumplanung seien die Gemeinden und die Kantone zuständig
und der Bund besitze dort nur Grundsatzgesetzgebungskompetenz. Stillschweigend und
diskussionslos folgte die grosse Kammer am letzten Wintersessionstag 2019 dem
Bundesrat und nahm die Motion an. 37

MOTION
DATE: 20.12.2019
MARCO ACKERMANN
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Nachdem der Bundesrat, der Nationalrat und die einstimmige UREK-SR eine Motion
Hadorn (sp, SO) unterstützt hatten, gab in der Sommersession 2020 auch der Ständerat
stillschweigend grünes Licht. Damit sollen administrative Prozesse bei der Erstellung
von Fotovoltaikanlagen vereinfacht werden, sofern diese im Kompetenzbereich des
Bundes liegen. Wie Bundesrätin Simonetta Sommaruga und Kommissionspräsident
Martin Schmid (fdp, GR) in der Ratsdebatte erklärten, habe die Solarbranche Swisssolar
zusammen mit dem BFE an der Entwicklung der Software «Easyadmin» gearbeitet, die
administrative Hürden bei der Errichtung neuer Solaranlagen abbauen soll. Mit der
Annahme der Motion werde der Bundesrat nach Möglichkeit weitere Vereinfachungen
vornehmen, versprach die Energieministerin im Rat. 38

MOTION
DATE: 03.06.2020
MARCO ACKERMANN

Der Bundesrat soll gemeinsam mit den Kantonen einen Bericht vorlegen, in dem
aufgezeigt wird, wie das Verfahren bis zum Erhalt einer Baubewilligung für die
Errichtung einer Anlage zur Produktion erneuerbarer Energien verkürzt werden kann.
Dieser Forderung erteilte der Nationalrat in der Sommersession 2020 stillschweigend
und diskussionslos grünes Licht, nachdem auch der Bundesrat die Annahme beantragt
hatte. Die Postulantin Isabelle Chevalley (glp, VD) argumentierte, dass für die Realisation
von Windparks mit einem Zeithorizont von 10 bis 25 Jahren gerechnet werden müsse,
bei Neubauten von Wasserkraftanlagen häufig Widerstand aufkomme und die Projekte
für den Bau von Biogasanlagen jahrelange Verfahren durch Gerichte und Verwaltungen
mit sich bringen würden. Dieser Zustand laufe der Energiestrategie 2050 und damit
dem Willen des Volkes zuwider, die erneuerbaren Energien zu fördern und auszubauen.
Das entsprechende Postulat der Waadtländer Nationalrätin war im September 2019
noch von Thomas Aeschi (svp, ZG) torpediert worden, der die Bekämpfung später
jedoch wieder zurückzog. 39

POSTULAT
DATE: 19.06.2020
MARCO ACKERMANN

In der Herbstession 2021 stiess eine Motion Cattaneo (fdp, TI) im Nationalrat auf grosse
Zustimmung. Diskussionslos und stillschweigend folgte die grosse Kammer dem Antrag
des Bundesrats und nahm das Anliegen an, das einen Bürokratieabbau bei der
Erstellung von Solaranlagen in Industrie- und Gewerbezonen forderte. Der Tessiner
Freisinnige verlangte in der Motion konkret, dass das Raumplanungsgesetz dahingehend
geändert wird, dass sämtliche Projekte für die Erstellung von Solaranlagen auf Dächern
und Fassaden in Industrie- und Gewerbezonen zukünftig kein Baubewilligungsverfahren
mehr durchlaufen müssen. Die derzeitige Regelung für ein einfaches Meldeverfahren
ohne Baubewilligungsprozess enthalte die Bedingung, dass die Solaranlagen «genügend
[an die Umgebung] angepasst» sein müssen. Diese Klausel setzt voraus, dass die Anlagen
nicht mehr als 20 cm über die Dachfläche emporragen und als einheitliche Fläche
zusammenhängen. Diese Bedingungen seien insbesondere in Bau- und
Landwirtschaftszonen erfüllt, könnten jedoch bei den häufig anzutreffenden
Flachdächern bei Industrie- und Gewerbegebäuden kaum eingehalten werden: Dort sei
es üblich, Träger für die Solaranlagen zu montieren, welche die 20 cm-Grenze nicht
einhalten würden, erklärte der Tessiner weiter. Daher sollten diese Bedingungen für
Anlagen in jenen Zonen zukünftig nicht mehr gelten. 40

MOTION
DATE: 01.10.2021
MARCO ACKERMANN

Etant donné la création du portail client Pronovo, le Conseil fédéral a considéré que la
création d'un guichet unique pour les rétributions lors d'une installation solaire
n'était plus d'actualité. Il a donc recommandé le classement du postulat. 41

POSTULAT
DATE: 07.06.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Avec la création du portail client Pronovo, le Conseil fédéral estime que des interfaces
ont été créées entre les autorités pour encourager l'énergie solaire. Il recommande
donc le classement du postulat. 42

MOTION
DATE: 09.06.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Afin d'accélérer la transition énergétique et de sécuriser l'approvisionnement
énergétique, la députée Martina Munz (ps, SH) demande au Conseil fédéral d'accélérer
les procédures d'autorisation pour les installations photovoltaïques posées sur des
infrastructures. D'après la députée, il est impératif de supprimer les obstacles
bureaucratiques afin de dynamiser l'énergie solaire grâce à des installations sur toutes
les infrastructures disponibles. Elle cite notamment les toits, les façades, les aires de
stationnements, les parois des tunnels, les parois antibruit, ou encore les toitures de
quai.

MOTION
DATE: 16.12.2022
GUILLAUME ZUMOFEN
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Le Conseil fédéral a préconisé l'adoption de la motion. Elle a été adoptée tacitement
par le Conseil national. 43

Le postulat Chevalley (pvl, VD), qui recommandait le raccourcissement des procédures
d'installation pour les installations de production d'énergies renouvelables a été
classé par la Conseil national. Les exigences du postulat sont traitées dans la projet de
modification de la loi sur l'énergie (LEne) qui vise une accélération des procédures. 44

POSTULAT
DATE: 21.12.2023
GUILLAUME ZUMOFEN
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